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Liebe Kolleginnen
und Kollegen!

Wir alle wissen: nicht nur die Betriebsprüfung
und Steuerfahndung arbeiten effektiv, sondern
auch die Innendienste produzieren ganz beacht-
liche ¹Mehrergebnisseª. Jüngste Untersuchun-
gen zeigen, daû in Fällen mit intensiven Prüfun-
gen bis zu 3 400 DM Mehrergebnisse pro Stunde
erzielt werden können. Selbst bei einer über-
schlägigen Überprüfung im Innendienst sind
Mehrergebnisse bis zu 1 900 DM pro Stunde
möglich.

Gleichwohl kann der ± falsche ± Eindruck entste-
hen, die DSTG lege das Schwergewicht in ihrer
Öffentlichkeitsarbeit überwiegend auf die Au-
ûendienste, insbesondere die Steuerfahndung.
Ursache für dieses Bild ist das besondere Inter-
esse der Medien an den Auûendiensten. Die
Steuerverwaltung tritt in den Auûendiensten
besonders augenfällig in Erscheinung. Der Bür-
ger trifft hier auf eine Verwaltung, die ¹vor Ortª
den Versuch unternimmt, Steuergerechtigkeit zu
schaffen.

Die Bankenfahndungen in den letzten Jahren ha-
ben bewiesen, wie gefragt die DSTG ist, wenn es
darum geht, die Fahndungstechniken sichtbar
zu machen.

Gleichwohl ist DSTG-Medienarbeit Öffentlich-
keitsarbeit für die gesamte Steuerverwaltung.
Die Innendienste und Auûendienste sind eine or-
ganische, miteinander vernetzte Einheit: Dies im-
mer wieder in den Medien deutlich zu machen
ist Kernstück und Ziel unserer berufspolitischen
Arbeit. Auch hier gilt das Prinzip ¹Steter Trop-
fen höhlt den Steinª, wenn es darum geht, die
Bedeutung der Arbeit der Steuerverwaltung für
die Allgemeinheit herauszustellen und das Ima-
ge noch weiter zu steigern um so für die ge-
samte Steuerverwaltung, für alle Kolleginnen
und Kollegen, in gleicher Weise zu streiten.
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135 Forderungen der DSTG an neue
Bundesregierung: Personalpolitik
wieder an Aufgaben orientieren

Der Bundesvorsitzende der DSTG, Dieter Ondracek, hat die
Bundesregierung aufgefordert, die Steuerverwaltung auf-
gabengerecht auszustatten. Ondracek erklärte, mit der
Methode müsse Schluû sein, daû Löcher bei der Betriebs-
prüfung und der Steuerfahndung gestopft würden, indem
neue im Innendienst aufgerissen würden.

136 Helene Wildfeuer neue Vorsitzende
der DBB-Frauenvertretung

Die neue Vorsitzende der DBB-Bundesfrauenvertretung,
Helene Wildfeuer (DSTG), hat mehr Chancengleichheit im
öffentlichen Dienst zwischen Männern und Frauen gefordert.
Es müsse verstärkt darauf geachtet werden, daû Arbeit und
Familie besser vereinbar seien.

138 Bündnis für Arbeit nur mit dem
öffentlichen Dienst

Bei den Gesprächen über ein Bündnis für Arbeit muû nicht nur
der DBB beteiligt werden. Der Vorsitzende des DBB, Erhard
Geyer, hat auûerdem verlangt, daû eine beschäftigungspoli-
tische Offensive auch für den öffentlichen Dienst notwendig
sei. Der Stellenabbau sei umgehend zu stoppen.

138 DSTG lehnt Steueramnestie
weiter ab

In einem Brief an die bayerische SPD-Vorsitzende Renate
Schmidt hat die DSTG eine Amnestie für Steuersünder strikt
abgelehnt. Schmidt hatte eine Amnestie befürwortet, um
Kapital nach Deutschland zurückzuholen.
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D er Bundesvorsitzen-
de Dieter Ondracek
hat in den Medien

Forderungen der DSTG an
die neue Bundesregierung
gerichtet. Zur Überwindung
der Strukturkrise der Steuer-
verwaltung habe neben ei-
ner durchgreifenden Ver-
einfachung des Steuerrechts
ein Bündel organisatorischer
und personeller Maûnah-
men höchste Priorität. Vor-
dringlicher denn je sei eine
an den Aufgaben orientierte
Personalpolitik. Eine lei-
stungsfähige Steuerverwal-
tung benötige auch lei-
stungs- und funktionsge-
recht bezahlte Beschäftigte
mit weiten beruflichen Per-
spektiven. Auch dies sei ein
Kernstück eines Gesamt-
konzepts zur Stärkung der
Steuerverwaltung.

Zu beachten sei, daû die In-
nen- und Auûendienste eine
organische Einheit bildeten.
Ohne echten Wegfall von
Aufgaben sei es nicht mög-
lich, dem Innendienst Perso-
nal zu entziehen, um Löcher
im Auûendienst zu stopfen.
Gleichwohl sei die perso-
nelle Verstärkung von Be-
triebsprüfung, Steuerfahn-
dung und Umsatzsteuer-
sonderprüfung äuûerst wich-
tig. Die hierfür aus dem
Innendienst abgezogenen
Kräfte seien durch Neu-
einstellungen unverzüglich
auszugleichen. ¹Mehr Be-
triebsprüfer bringen spür-
bar mehr Steuereinnahmen.
Auch wenn die Finanzmini-
ster dieses Ergebnis gerne
anders interpretieren, be-
weisen die Zahlen die Rich-
tigkeit der DSTG-Forde-
rung, insbesondere dann,
wenn man sich den
Betriebsprüfungsturnus im
Jahre 1997 vor Augen führt:

Groûbetriebe:

159 747, davon 1997 geprüft
34 828 ± Prüfungsturnus
4,6 Jahre

Mittelbetriebe:

718 556, davon 1997 geprüft
56 071 ± Prüfungsturnus
12,8 Jahre

Klein- und Kleinstbetriebe

5 144 502, davon 1997 ge-
prüft 105 414 ± Prüfungstur-
nus 48,8 Jahre

Vordringlich sei, diesen Be-
triebsprüfungsturnus zu ver-
kürzen.

Betriebsprüfer arbeiten ef-
fektiv.

So hätten die 9 800 ein-
gesetzten Prüfer im Jahre
1997 ein Mehrergebnis von
18 900 Mrd. DM erzielt, d. h.
jeder Betriebsprüfer habe im
Jahre 1997 im Schnitt
1,9 Mio. DM ¹eingefahrenª.

Steuerfahndung

Die Steuerfahndung sei per-
sonell weiter aufzubauen.

1997 seien mit 1.500 Fahn-
dern 150 mehr eingesetzt
worden als 1996. Sie führten
knapp 20 000 Steuerfahn-
dungsprüfungen durch. Dies
sei ein Plus von rund 3 700
Prüfungen. Die daraus re-
sultierenden Mehrsteuern
beliefen sich auf knapp
2 Mrd. DM. Das sind rund
416 Mio. DM mehr als im
Jahre 1996. Die Höhe der
nach § 153 a StPO festge-
setzten Geldbeträge stieg
um 13 Mio. DM, die Höhe
der Geldbuûen um über
4 Mio. DM auf rund 7,6 Mio.
DM. Die Höhe der Geldstra-
fen fiel 1997 mit 39 Mio. DM
rund 10 Mio. DM geringer
aus als 1996. Die Freiheits-
strafen sind von 970 Jahre
auf 1 007 Jahre angestiegen.

Umsatzsteuersonder-
prüfung

Der Vorsteuerbetrug hat eu-
ropaweit zugenommen. Dies

erfordert personelle Stär-
kung der Umsatzsteuerson-
derprüfung. Auch hier spre-
chen die Zahlen für sich. Die
1997 insgesamt eingesetz-
ten 1 260 Umsatzsteuerson-
derprüfer führten 90 734
Prüfungen durch und er-
brachten ein Mehrergebnis
von über 3 Mrd. DM. Ein
Umsatzsteuersonderprüfer
erbrachte im Jahre 1997 ein
durchschnittliches Mehrer-
gebnis von 2,4 Mio. DM.

Lohnsteuerauûen-
prüfung 1997

Von den insgesamt
2 834 000 Arbeitgebern wur-
den im Jahre 1997 210 000
geprüft. Die Lohnsteuer-
nachforderung betrug dabei
1 387 000 000 DM. Einge-
setzt waren im Jahre 1997
in der Lohnsteuerauûenprü-
fung 2 197 Prüfer.

Daher muû die Eindäm-
mung des Steuerdumpings
und ein Quellensteuerabzug
bei Einkünften aus Kapital-
vermögen Priorität haben.
Die DSTG begrüût insoweit
die von der EU-Kommission
verabschiedete Richtlinie
über einen einheitlichen
Quellensteuerabzug bei Ka-
pitaleinkünften in allen EU-
Mitgliedstaaten. Dieses Mo-
dell könnte ein wirksamer
Beitrag sein, die Steuerkri-
minalität im Bereich der Zins-
einkünfte zu bekämpfen
und den alarmierenden Ka-
pitalabfluû einzudämmen.
Nach der Richtlinie sollen
die Banken verpflichtet wer-
den, bei jeder Zinsausschüt-
tung an ausländische An-
leger mindestens 20% an
den Fiskus abzuzweigen.
Als Alternative könnten die
Banken Kontrollmitteilungen
über die Höhe der Zinsein-
künfte an die Finanzbehör-
den des ausländischen Kun-
den versenden, um auf diese

Weise die Besteuerung zu
gewährleisten.

Nach Auffassung von On-
dracek ist die Steuermoral in
Deutschland auf einem Tief-
punkt angelangt. Dies habe
viele Ursachen. Das Steuer-
chaos, aber auch die funkti-
onsgestörte Steuerverwal-
tung, öffneten der Steuerkri-
minalität Tür und Tor.

Das Volumen der Schatten-
wirtschaft betrug nach volks-
wirtschaftlichen Studien 1975
etwa 6% des Bruttoinlands-
produktes (BIP) und sei wei-
terhin kontinuierlich ange-
stiegen. Für 1997 weisen die
Studien 15% des BIP aus.
Dies seien etwa 548 Milliar-
den DM. Bei Berechnung
mit einer durchschnittlichen
Steuerlastquote von rund
23% ergäben sich daraus
rund 126 Milliarden DM
Steuerausfälle. Die Steuer-
ausfälle bei den Einkünften
aus Kapitalvermögen betrü-
gen jährlich über 10 Milliar-
den DM. Spekulationsge-
winne würden nur noch zu
einem geringen Anteil ver-
steuert. Insgesamt würden
dem Bund, den Ländern
und den Gemeinden jähr-
lich Steuern von insgesamt
150 Mio. DM vorenthalten ±
ein nach wie vor alarmieren-
der Befund.

Ondracek appellierte an die
Koalitionsparteien und die
neue Bundesregierung,
endlich damit zu beginnen,
das Steuerrecht nach dem
Prinzip ¹Niedrigere Steuer-
sätze ± weniger Ausnah-
menª grundlegend zu ver-
einfachen und gerechter zu
gestalten, um gleichzeitig
die Steuerverwaltung in die
Lage zu versetzen, das Steu-
errecht gleichmäûig umzu-
setzen. Nur so könne das
Ziel einer gröûeren Steuer-
gerechtigkeit erreicht wer-
den und ± darüber hinaus-
greifend ± auch ein Stück so-
zialer Gerechtigkeit.

Forderungen der DSTG an die neue Bundesregierung

Personalpolitik muû sich wieder
an Aufgaben orientieren
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A uf dem Bundesfrau-
enkongreû des DBB
wurde am 9. Okto-

ber 1998 eine prominente
¹DSTG-Frauª zur neuen
Vorsitzenden gewählt: Kol-
legin Helene Wildfeuer,
DSTG-Bundesfrauenvertre-
terin und Vorsitzende des
bfg-Bezirksverbandes Nord-
bayern.

Helene Wildfeuer ist Nach-
folgerin von Ulrike Holzmül-
ler, die 16 Jahre lang an
der Spitze der DBB-Frauen
stand und für dieses Amt
nicht mehr kandidierte.

Wildfeuer ist Steuerbeamtin
des gehobenen Dienstes
und arbeitete überwiegend
in der Betriebsprüfung. Seit
vier Jahren ist sie Steuer-
amtsrätin. Seit 1995 ist sie
Vorsitzende des Bezirksper-
sonalrats bei der Ober-

finanzdirektion Nürnberg.
Dort vertritt sie 7 000 Be-
schäftigte mit einem Frau-
enanteil von 40 %. Seit 1989
fungiert sie als Vorsitzende
der DSTG-Bundesfrauenver-
tretung und als Mitglied im
DSTG-Bundesvorstand. Im
November 1996 wurde sie
zur Vorsitzenden des DSTG-
Bezirksverbandes Nordbay-
ern gewählt. Seitdem ist sie
auch stellvertretende Vor-
sitzende der Bayerischen
Finanzgewerkschaft.

In ihrer ersten Rede vor dem
DBB-Bundesfrauenkongreû
hat sie auf die bemerkens-
werten Erfolge in der Frau-
enarbeit in den letzten Jah-
ren hinweisen können:
Gleichstellung, flexible Teil-
zeitregelung, Anrechnung
von Kindererziehungszei-
ten. ¹Wir müssen aber stetig
auf der Hut sein, wenn es

gilt, diese Erfolge zu sichern
und erneute Diskriminie-
rungen von Frauen abzu-
wehren. Das Haushaltsloch
ist groû und Haushaltsdefi-
zite gingen bisher immer zu
Lasten der Gleichstellungs-
politik. Hinzu kommt, daû
es, wenn©s ums Sparen geht,
sich alle gemeinsam an den
öffentlichen Dienst sofort er-
innernª, so die Mahnung
von Helene Wildfeuer an die
Politik.

Aus den zahlreichen Anträ-
gen, die der DBB-Bundes-
frauenkongreû annahm, ra-
gen Schwerpunkte heraus:
weitere Flexibilisierung der
Arbeitszeit, mehr Familien-
fürsorge und bessere Alters-
sicherung von Frauen. Grö-
ûeres Gewicht gewinnen
müûten die Frauen vor allem
im öffentlichen Leben. Schu-
lungen, Seminare, die Bil-
dung von Netzwerken, ak-
tive Basisarbeit und ei-
ne verstärkte Öffentlichkeits-
arbeit sollen dazu beitra-
gen.

Die besondere Verantwor-
tung des öffentlichen Dien-
stes, in seinem eigenen Ge-
staltungsbereich für weg-
weisende Verhältnisse in
Sachen Chancengleichheit
für Frauen und Männer zu
sorgen, betonte der DBB-
Bundesvorsitzende Erhard
Geyer zum Auftakt des Bun-
desfrauenkongresses.

Die Vorsitzende des Deut-
schen Frauenrates, Helga

Schulz, kritisierte in ihrem
Festvortrag bei der Er-
öffnungsveranstaltung des
Bundesfrauenkongresses,
daû auch der neue Deutsche
Bundestag wieder nur ein
knappes Drittel an weib-
lichen Abgeordneten auf-
weist. Es komme jetzt darauf
an, im Rahmen der Koali-
tionsverhandlungen massiv
die angemessene Beteili-
gung von Frauen an Re-
gierungsämtern anzumah-
nen.

Nach Einschätzung von
Helga Schulz, die auch der
Geschäftsführung der DBB-
Bundesfrauenvertretung an-
gehört, sind die bundes-
deutschen Gesetze an einem
Familienmodell ausgerich-
tet, das es mit einem gutver-
dienenden Ehemann und
seiner nicht bzw. teiler-
werbstätigen Ehefrau nur
noch in einer Minder-
heit gibt. Der wachsen-
den Erwerbsbeteiligung der
Frauen werde nicht ausrei-
chend Rechnung getragen.
Geändert werden müûten
vor allem die Bedingungen
für die Vereinbarkeit von
Beruf und Familie.

Die DSTG-Bundesfrauen-
vertretung hatte am 8. Okto-
ber 1998 den DBB-Bundes-
frauenkongreû im DSTG-
Haus vorbereitet. Im Rah-
men dieser Sitzung berich-
tete Bundesgeschäftsführer
Paul Courth über die aktuel-
le DSTG-Gewerkschaftsar-
beit in Bonn.

Helene Wildfeuer neue
Vorsitzende der
DBB-Frauenvertretung

Die DSTG-Tarifkommission kam vom 28. bis 30. September
1998 im Hotel Osterkrug in Husum (Schleswig-Holstein)
unter Leitung ihres Vorsitzenden, Kollegen Helmut Over-
beck, zu ihrer 55. Sitzung zusammen, um die tarifpolitische
Gewerkschaftsarbeit auf Bundesebene zu diskutieren und
die Entwicklungen in den Ländern zu erörtern. Auf der um-
fangreichen Tagesordnung standen u.a. ein Ausblick auf
die Tarifrunde 1999 im öffentlichen Dienst, die Altersteil-
zeitarbeit, Sozialwahlen 1999, Tarif- und Eingruppierungs-
fragen, Arbeiter- und Organisationsangelegenheiten sowie
Fragen der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst.

Über die Situation der Beschäftigten in den neuen Bundes-
ländern und die Perspektiven einer Angleichung der tarif-
rechtlichen Verhältnisse referierte der stellvertretende Bun-
desvorsitzende Kollege Joachim Rothe (neben Helmut
Overbeck, Bildmitte).

Helene Wildfeuer spricht auf der Tagung der Bundesfrauen-
vertretung des DBB. Die neue Vorsitzende löste

Ulrike Holzmüller ab.
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D er öffentliche Dienst
muû beschäftigungs-
politisch in die Of-

fensive gehen und in ein
Bündnis für Arbeit einbezo-
gen werden. Das hat der
DBB-Bundesvorsitzende Er-
hard Geyer bei einer Presse-
konferenz zu den Erwartun-
gen an das Regierungspro-
gramm der neuen Bundesre-
gierung am 7. Oktober 1998
in Bonn gefordert.

Die Personalpolitik dürfe
nicht mehr allein und aus-
schlieûlich von Haushältern
gemacht werden, die
100 000 Stellen allein von
1995 bis 1996 nach der Ra-
senmähermethode abge-
baut haben. Von der Wirt-
schaft könne nicht ge-
betsmühlenartig beschäfti-
gungspolitische Verantwor-
tung eingefordert werden,
während die öffentliche
Hand weiterhin klamm-
heimlich aber mit groûer
Schlagzahl Stellen abbaut,
meinte Geyer. Auch unter
Beachtung des Grundsatzes,
daû der Aufgabenumfang
die Personalstärke im öffent-
lichen Dienst bestimmt,
könnten hunderttausende
Stellen besetzt werden, Stel-
len, für die ein realer Bedarf
bestehe.

¹Auch für den öffentlichen
Bereich muû endlich gelten,
daû es allemal sinnvoller ist,
Beschäftigung zu finanzie-
ren als Arbeitslosigkeit ab-
zusichern,ª forderte Geyer.

Darüber hinaus erwarte der
DBB, daû die Bemühungen,
Ausbildungsplätze zu schaf-
fen und die Ausbildungska-
pazitäten auszunutzen, fort-
gesetzt und intensiviert wer-
den. Auch die Möglichkei-
ten flexibler Arbeitszeitge-
staltung seien beschäfti-
gungspolitisch wirksam zu
nutzen. Das gelte auch für
den neu eröffneten Weg der
Altersteilzeit, damit aufga-
bengerecht ein Beschäfti-

gungs- und Einstellungskor-
ridor für Nachwuchskräfte
eröffnet wird.

In der Einkommenspolitik
forderte Geyer die Wieder-
herstellung des in den ver-
gangenen Jahren vernach-
lässigten Gleichklangs zwi-
schen öffentlicher Verwal-
tung und Privatwirtschaft
sowie den Einstieg in eine
leistungsgerechte Bezah-
lung.

Im Zusammenhang mit den
Bestrebungen zur weiteren
Modernisierung der Verwal-
tung sprach sich Geyer für
gröûere Ermessenspielräu-
me, die Verlagerung der
Verantwortung ¹nach un-
tenª und einen Abbau der
Vorschriftenflut aus. Ein lei-
stungsfähiger öffentlicher
Dienst müsse schlieûlich
auch mit modernster Tech-
nik ausgestattet werden.
Der stellvertretende DBB-
Bundesvorsitzende und Vor-
sitzende der DBB-Tariforga-

Nach Dürrejahren
muû es angemessene
Lohn- und Gehalts-
steigerungen geben

nisation GGVöD, Horst Zies,
verlangte von der neuen
Bundesregierung die Um-
setzung ihrer Ankündigun-
gen in praktische Politik.
Neben der Steuerreform be-
treffe das die Absenkung
der Lohnnebenkosten, die
Rücknahme der Einschrän-
kungen bei der Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall und
der unsozialen Regelungen
des Rentenreformgesetzes
1999 . Grundsätzlich sei am
beitragsbezogenen Renten-
system festzuhalten.

In der Tarifrunde 1999 geht
Zies nach einer Reihe von
¹Dürrejahrenª von einer hö-
here Steigerung der Löhne
und Gehälter als 1998 aus.

DSTG lehnt Steuer-
amnestie weiter ab

I n einem Schreiben an
die Vorsitzende des
SPD-Landesverbandes

Bayern, Renate Schmidt, hat
die DSTG davor gewarnt, er-
neut über eine Steueramne-
stie zu diskutieren. In der
Süddeutschen Zeitung vom
8. Oktober 1998 hatte Re-
nate Schmidt das künftige
Bonner Kabinett aufgefor-
dert, ¹reuigen Steuersün-
dernª Amnestie zu gewäh-
ren. Die Amnestie sei ein
denkbares Instrument, ¹um
die Förderung für den Mit-
telstand voranzubringen.ª

¹Sie bringen damit ein völlig
neues Instrument in die Mit-
telstandspolitik ± ein Vor-
schlag, der ± sei er noch so
gut gemeint ± falsche rechts-
politische Zeichen setztª,
schrieb DSTG-Bundesge-
schäftsführer Paul Courth an
Renate Schmidt.

Der Vorschlag stoûe ins Lee-
re, weil es nach der Abga-
benordnung eine ¹Steuer-
amnestie auf Antragª gebe,
nämlich die strafbefreiende
Selbstanzeige ± eine singu-
läre Erscheinung in der Ab-
gabenordnung, nach der
Straffreiheit nach vollende-
ter Tat gewährt werden
könne. Jeder könne in
den Genuû dieses besonde-
ren Steuerprivilegs kom-
men, wenn er sich der Fi-
nanzbehörde offenbare.

Im übrigen setze eine
Amnestie völlig falsche
rechtspolitische Signale. Im-
mer wieder müsse man sich
vor Augen führen, daû die
illegale Steuerflucht bedroh-
liche Ausmaûe angenom-
men habe. Geschätzt werde,
daû die Steuerflüchtlinge
mit Bankenhilfe über 600
Milliarden DM am Fiskus
vorbei ins Ausland ge-
schleust und damit jährlich
Steuern auf Kapitalein-
künfte in Höhe von rund
20 Millionen DM hinterzo-
gen hätten. ¹Steuerhinter-
ziehung und Steuerverkür-
zung sind Straftaten, die oft
mit groûer krimineller Ener-
gie und groûem Raffinement

begangen werden. Für die
ehrlichen Steuerzahler, die
Arbeitnehmer, denen die
Lohnsteuer ¹an der Quelleª
einbehalten wird, wäre eine
generelle Steueramnestie
ein ¾rgernis. Sie zahlen
letztlich durch eine fast
konfiskatorische Steuerbe-
lastung die Zeche für die
Steuerausfälle, die durch die
Steuerkriminalität entste-
hen. Auch die Mittelständ-
ler, die ehrlich und pünkt-
lich ihre Steuer zahlen, müs-
sen sich betrogen fühlen,
wenn die Steuerstraftäter,
die durch ihre Steuerflucht
auch den Wettbewerb ver-
zerren, amnestiert würdenª,
so die DSTG an Renate
Schmidt.

Bündnis für Arbeit:
Öffentlichen Dienst
unbedingt einbeziehen

Ministerwechsel
in Bayern

Bayern hat einen neuen Fi-
nanzminister. Zum Nach-
folger von Finanzminister
Erwin Huber ist der bishe-
rige Leiter der Bayerischen
Staatskanzlei, Professor Dr.
Kurt Faltlhauser, berufen
worden. Dieter Ondracek
hat Faltlhauser gratuliert
und an die gute Zusam-
menarbeit der DSTG mit
ihm in seiner Zeit als Parla-
mentarischer Staatssekre-
tär im Bundesfinanzmini-
sterium erinnert.

Nachfolger von Faltlhauser
in der Bayerischen Staats-
kanzlei ist Erwin Huber,
gelernter Finanzbeamter
und treues bfg-Mitglied.
¹Als gelernter Finanzmini-
ster haben Sie stets ge-
wuût, von was sie redetenª
erinnert sich Ondracek an
die faire und konstruktive
Zusammenarbeit mit Hu-
ber. ¹Die Bayerische Steu-
erverwaltung hat einen
kompetenten Finanzmini-
ster verloren mit der Beru-
higung, daû nunmehr die
Bayerische Staatskanzlei
ein besonders profunder
Kenner des Steuerrechts
und der Probleme der
Steuerverwaltung leitetª,
so Ondracek zum Minister-
tausch im Freistaat Bayern.
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V on dem Bundes-
finanzministerium
wurden die Ergeb-

nisse der Steuerfahndung
1997 vorgelegt. Die Steuer-
fahndung war 1997 beson-
ders erfolgreich. Die perso-
nelle Verstärkung der Fahn-
dung zeigt Wirkung und
macht sich bezahlt.

1997 wurden 19 376 Fahn-
dungsprüfungen durchge-
führt. 1996 waren es 15 508
Prüfungen.

Die rechtskräftig festgesetz-
ten Mehrsteuern wuchsen
um 28,39% auf 1,964 Mrd.
DM (1996: 1,530 Mrd. DM).

Die Geldbuûen stiegen im
Jahre 1997 um 115% auf
7,651 Mio. DM (1996: 3,544
Mio. DM).

Die Geldstrafen gingen von
50,691 Mio. DM im Jahre
1996 auf 39,257 Mio. DM
1997 zurück. Dies hängt
auch damit zusammen, daû
die Freiheitsstrafen von 958
Jahren auf 1013 Jahre an-
stiegen.

Die Geldbeträge, die nach
§ 153a StPO bei Einstellung
des Verfahrens gegen Erfül-
lung von Auflagen festge-
setzt wurden, stiegen 1997
um 56% auf 35,332 Mio. DM
(1996: 22,526 Mio. DM) an.

Diese Zahlen sind beein-
druckend und untermauern
die Forderung der DSTG
nach einer personellen Ver-
stärkung in der Steuerfahn-
dung. Vor dem Hintergrund,
daû die Arbeitslage in
den Steuerfahndungsstellen
nach wie vor angespannt
und erst ein geringer Teil
der Bankenfälle abgearbei-
tet ist, bleibt diese Forde-
rung aktuell. Dies wird um
so deutlicher, wenn man
weiû, daû mit Ende 1998
Aufbewahrungsfristen für
Belege aus dem Jahre 1992
enden und auch die Straf-
verfolgungsverjährung nach
fünf Jahren eintritt.

Die federführenden Steuer-
fahndungsstellen bei den

groûen Bankenkomplexen
haben ihre Erkenntnisse an
alle Steuerfahndungsstellen
in der Bundesrepublik wei-
tergegeben und die Unterla-
gen verteilt. Mit unter-
schiedlicher Intensität wer-
den diese Vorgänge in den
einzelnen Fahndungsstellen
bearbeitet, weil die Perso-
nalkapazitäten überall zu
eng sind. Einige Oberfi-
nanzdirektionen bemühen
sich um entsprechende Per-
sonalverstärkungen, andere
verlagern die Arbeit auf
die Betriebsprüfungsstellen
oder den Innendienst. Daû

Erst geringer Teil
der Bankenfälle

abgearbeitet

Letzteres nicht der richtige
Weg ist, beweisen die Steu-
erfahndungsstellen, die sich
schwerpunktmäûig auf die
Bankenfälle konzentriert ha-
ben.

Das Finanzamt für Steuer-
strafsachen und Steuerfahn-
dung Münster hatte im März
1997 die Geschäftsräume
der DG Bank, Deutsche Ge-
nossenschaftsbank Frank-
furt, Am Platz der Republik,
60235 Frankfurt am Main im
Verfahren gegen nament-
lich noch nicht bekannte
Mitarbeiter der DG Bank so-
wie namentlich noch unbe-
kannte Mitarbeiter weiterer
Genossenschaftsbanken we-
gen des Verdachts der Bei-
hilfe zu Einkommen-, Ver-
mögen-, Umsatz- und Ge-
werbesteuerhinterziehung
einer Vielzahl namentlich
noch unbekannter Bank-
kunden durchsucht. Die um-
fangreichen beschlagnahm-
ten Unterlagen, wie z. B.
Überweisungsbelege, Wert-
papierbelege, Datensätze
aus dem beleglosen Da-
tenträgeraustausch, wurden
danach in eine zentrale Da-
tenbank eingegeben und
rechnerunterstützt nach Pri-
märbanken sortiert.

Das gesamte Verfahren wur-
de generalstabsmäûig vor-
bereitet und organisiert. Die
Oberfinanzdirektion Mün-
ster hat die Fahnder unbüro-
kratisch unterstützt. So wur-
den u. a. Datenerfassungs-
kräfte aus den einzelnen Fi-
nanzämtern rekrutiert, um
hier für diese Sonderaufga-
be tätig zu werden. Auch
wurden leistungsstarke Com-
puteranlagen beschafft.

Noch in 1997 ± rund neun
Monate nach Durchsu-
chungsbeginn ± verteilten
die Münsteraner Fahnder
ihre Erkenntnisse und die
auf die Primärbanken zuge-
ordneten Belege an alle
Steuerfahndungsstellen im
Bundesgebiet.

Alleine von der Steuerfahn-
dung Münster wurden bis-
her rund 80 Geldinstitute
durchsucht. Bei allen Durch-
suchungen wurde umfang-
reiches Material sicherge-
stellt. Die Durchsuchungen
lösten im Zuständigkeitsbe-
reich des Finanzamtes für
Steuerstrafsachen und Steu-
erfahndung Münster bisher
mehr als 3 000 Selbstanzei-
gen aus. Die Mehrsteuern
aus diesen Selbstanzeigen
belaufen sich in Münster auf
über 100 Mio. DM.

Münsteraner Fahnder ha-
ben in ihrem Zuständig-
keitsbereich bisher etwa
10.000 Haupttäter/Kapital-
anleger aufgedeckt. Rech-
net man das Münsteraner
Ergebnis aus den Banken-
fahndungen hoch, würde
dies für das gesamte Bun-
desgebiet ein Mehrsteuer-
aufkommen von rund
10 Milliarden DM ergeben.
Inzwischen haben auch über
150 Bankmitarbeiter der bis-
her von der Steuerfahn-
dungsstelle Münster durch-
suchten Banken Selbstan-
zeigen (als Gehilfen) erstat-
tet.

Im Finanzamt für Steuer-
strafsachen und Steuerfahn-
dung Münster wurde eine
Koordinierungsstelle für die
Prüfung sämtlicher Primär-
banken und ihrer Kunden
(Kapitalanleger) eingerich-
tet. Hier bearbeiten Fahn-
dungsprüfer und Straf-

sachenbearbeiter mit dem
als Koordinator eingesetzten
Steueroberamtsrat Bernd
Brewing die Strafverfahren.
Diese erstmalig praktizierte
Form der Zusammenarbeit
zwischen Steuerfahndung
und Strafsachenstelle er-
möglicht es überhaupt erst,
diese jeden Rahmen spreng-
enden Mengen von Strafver-
fahren zu bewältigen.

Die Münsteraner Kollegen
legen auch sehr viel Wert
auf den Hinweis, daû die
zeitgerechte Bearbeitung der
Haupttäterfälle (Kapitalan-
leger) nur mit Hilfe
der Festsetzungsfinanzämter
möglich war und ist. So ge-
hen die Erkenntnisse aus
den Fahndungsmaûnahmen
bei den Primärbanken an
die Koordinierungsstelle-
Steufa, von dort an die Koor-

Zusammenarbeit der
Stellen ist notwendig

dinierungsstelle in den Fest-
setzungsfinanzämtern. Dort
werden die notwendigen
Vorermittlungen durchge-
führt. Ein Vorschlag zur Ver-
fahrenserledigung geht zu-
rück zur Koordinierungsstel-
le-Steufa. Diese entscheidet
in Zusammenarbeit mit dem
Hauptsachgebietsleiter Be-
triebsprüfung über die wei-
tere Erledigung. Von der
Koordinierungsstelle-Steufa
werden mit den Koordinie-
rungsstellen der Festset-
zungsfinanzämter in glei-
cher Weise die eingehenden
Selbstanzeigen bearbeitet.

Nachdem alle Steuerfahn-
dungsstellen bisher schon
überlastet waren, kann
diese zusätzliche Menge an
Verdachtsfällen nur abgear-
beitet werden, wenn ähnlich
wie in Münster die Ober-
finanzdirektionen, die Fest-
setzungsfinanzämter und
die Steuerfahndungs-/Straf-
und Buûgeldsachenstellen
unkompliziert zusammenar-
beiten. Hier gibt es teilweise
noch Defizite. Die Verant-
wortlichen in den Ländern
sind aufgefordert, gerade in
diesem sensiblen Bereich ei-
nen gleichmäûigen Vollzug
sicherzustellen.

Steuerfahndung erzielt
hohes Mehrergebnis
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I n einem Schreiben an
den Sächsischen Fi-
nanzminister, Professor

Milbradt, hat der DSTG-
Landesverband Sachsen
gegen Teilnehmereinschät-
zungen nach Fortbildungs-
veranstaltungen (¹Evalua-
tionª) protestiert. Immer
wieder hätten die Dozenten
¹der ausgezeichneten Diszi-
plin und Lernbereitschaft
der Beschäftigten der säch-
sischen Finanzverwaltung
höchste Anerkennung ge-
zolltª. Eine Leistungsein-
schätzung nach der Fortbil-
dung sei daher so überflüs-
sig wie ein Kropf.

¹Die Unterstellung von Des-
interesse stellt damit die Tat-
sachen auf den Kopf und be-
leidigt unsere Beschäftig-

tenª so DSTG-Landeschef
Joachim Rothe an Milbradt.

Im übrigen stellten die ¹Eva-
luationenª zusätzliche dienst-
liche Beurteilungen der Be-
schäftigten dar, die weder
von der sächsischen Beurtei-
lungsverordnung noch von
der Dienstvereinbarung zwi-
schen dem Sächsischen Fi-
nanzministerium und dem
Hauptpersonalrat gedeckt
seien. Die Evaluation sei we-
der durch einheitliche Maû-
stäbe geregelt, noch könn-
ten sie aufgrund der extrem
kurzen Beobachtungsdauer
objektiv und verläûlich sein.
Auûerdem würden sich die
Evaluationen ¹hinter dem
Rücken der betroffenen Be-
schäftigten vollzogen, weil
eine Bekanntgabe nicht ge-
regelt seiª.

Nicht zuletzt: bei den Be-
schäftigten werde der Ein-
druck unnötig verschärft,
Beschäftigte zweiter Klasse
im Verhältnis zu ihren Be-
rufskollegen in den alten
Bundesländern zu sein und
selbst im Verhältnis zu ihren
Berufskollegen in den neu-
en Bundesländern, da es nir-
gendwo in Deutschland bei
der Fortbildung im öffentli-
chen Dienst eine Evaluation
gebe. Sie sei daher nichts
anderes sei als eine kontra-
produktive und zudem
rechtswidrige sächsische Er-
scheinung.

Finanzminister Milbradt be-
absichtigt, diese Evaluation
fortzusetzen, obwohl die Ei-
nigungsstelle unter dem
Vorsatz des Präsidenten des
Landgerichts Zwickau die

Empfehlung ausgesprochen
hatte, bei Fortbildungsver-
anstaltungen im Rahmen
der weiterführenden Fortbil-
dung für die Beschäftigten
der Steuerverwaltung keine
Einzeleinschätzungen durch
die Vortragenden vorzuneh-
men.

Milbradt hat die Fortdauer
der Prüfungen angeordnet
für Teilnehmer von Fortbil-
dungsveranstaltungen, die
mindestens eine Woche an-
dauern und die während
dieser Zeit durchgehend
von einem Dozenten abge-
halten werden. Grundlagen
dieser Einzeleinschätzung
können dabei verschiedene
Instrumente sein, wie z. B.
Gruppenarbeit, gezielte Be-
fragung einzelner Teilneh-
mer oder auch Tests.

DSTG-Landesverband Sachsen fordert
Fortbildung ohne Prüfung anerkennen
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A m 1. Juni 1998
konnte konnte der
DSTG-Bezirksver-

band Köln auf eine 50jähri-
ge Tradition gewerkschaft-
licher Arbeit zurückblicken.
Dies war Anlaû für eine
zünftige Nachfeier auf dem
Rheinschiff ¹Marksburgª
am 2. Oktober. Zahlreiche
Mitglieder und Gäste waren
der Einladung von Bezirks-
verbandschef Manfred Leh-
mann gefolgt. Gleich zwei
Oberfinanzpräsidenten wa-
ren mit von der Partie: der
neue für Köln zuständige
Oberfinanzpräsident Dr. Pe-
ter Meyer (Düsseldorf) und
der alte Oberfinanzpräsi-
dent Dr. Klaus Manke, der
nunmehr nach dem Straf-
fungsmodell des Bundes-
finanzministers nur noch für
den Bundesbereich zustän-
dig ist.

Lehmann gab einen Rück-
blick auf 50 Jahre Tradition
gewerkschaftlicher Arbeit
in Köln, aus der sich auch
die Zukunftsperspektiven für
diesen mitgliederstarken und
hoch organisierten Bezirks-
verband ableiten lassen.

Der stellvertretende DSTG-
Bundesvorsitzende und Eh-
renmitglied des DSTG-Be-
zirksverbandes Köln Harold
Hartmann erinnerte an die
Probleme und Spannungs-
felder des Finanzföderalis-
mus, die sich wie ein ¹roter
Fadenª durch die DSTG-
Geschichte hinzögen. Die
Reichsfinanzverwaltung, die
1919 gegründet wurde, ha-
be dieses Problem nicht ge-
kannt. Sie wurde für den Be-

reich der Steuerverwaltung
bei Gründung der Bundes-
republik Deutschland nach
Einspruch der Alliierten zer-
schlagen und in die Landes-
finanzverwaltung überführt.
¹Dies hatte eine komplizier-
te Finanzverfassung mit ei-
nem noch komplizierteren
Länderfinanzausgleich zur
Folgeª, hob Hartmann in
seiner Festrede hervor.

Oberfinanzpräsident Dr.
Meyer, als Düsseldorfer
Oberfinanzpräsident für Köln
zuständig, warb um das Ver-
trauen der Kölner Kollegin-
nen und Kollegen und si-
cherte seinen vollen Einsatz
für die Interessen der Steu-
erverwaltung im früheren
Oberfinanzbezirk Köln zu.

DSTG-Chef Dieter Ondra-
cek lobte in seiner Gruû-
adresse die konstruktive
und faire gewerkschaftliche
Zusammenarbeit mit dem
Bezirksverband Köln. Der
groûe rheinische Bezirksver-
band bleibe ein einfluûrei-
cher Verband auf der Bun-
desebene, der auch in Zu-
kunft die DSTG-Bundespo-
litik beeinflussen und mitge-
stalten werde.

Die DSTG-Bund war durch
die gesamte Bundesleitung
auf der Geburtstagsparty
vertreten.

Nach dem offiziellen Teil
legte die ¹Marksburgª ab.
Es ging rheinauf bis weit
hinter Wesseling ± ein gutes
Omen für die gewerkschaft-
liche Perspektive des groûen
DSTG-Mitgliedsverbandes.

Bezirksverband Köln
blickt auf 50 Jahre

Wirbt der Steuerzahlerbund für Versicherung?

Der Bund der Steuerzahler (BdSt) ist, wenn es um die eigene Mit-
gliederwerbung geht, offenbar nicht annähernd so genau, wie er
anderen auf die Finger schaut. In der Oktober-Ausgabe des DBB
Magazins ist nachzulesen, was das Fernseh-Magazin ¹Monitorª
entlarvte. Danach gibt es nämlich eine recht merkwürdige Verquik-
kung zwischen der Mitgliederwerbung des BdSt und der der Ham-
burg Mannheimer Versicherungsgruppe, in deren Beirat BdSt-Prä-
sident Karl Heinz Däke denn auch einen Posten innehat.

Zwar wurde von seiten des BdSt in der Fernsehsendung die Mitglie-
derwerbung über die Versicherungsgruppe als eine Art ¹Sponso-
ringª abgetan, mehrere Personen bestätigten jedoch, daû sie mehr-
fach und massiv von den Werbern ¹des Bundes der Steuerzahlerª
bzw. der ¹Hamburg Mannheimerª aufgesucht worden sein und
schlieûlich auch Versicherungen abgeschlossen hätten.

Die Gemeinschaft von Gewerkschaften
und Verbänden des öffentlichen Dienstes ± GGVöD ±
will in der Tarifrunde 1999 nach Möglichkeit den dies-
jährigen 1,5-Prozent-Abschluû deutlich übertreffen.
GGVöD-Vorsitzender Horst Zies bekräftigte die Teilha-
be der Mitarbeiter/innen des öffentlichen Dienstes an
der allgemeinen Einkommensentwicklung.

Eine harte Tarifauseinandersetzung im
öffentlichen Dienst erwartet DBB-Chef Erhard Geyer im
kommenden Jahr. ¹Mancher Arbeitgeber von Bund,
Ländern und Kommunen stellt sich vor, daû die Beschäf-
tigten im öffentlichen Dienst den Gürtel noch enger
schnallen sollen. Das ist mit uns nicht zu machenª, er-
klärte Geyer. Schon jetzt bestehe gegenüber der Wirt-
schaft ein Nachholbedarf, der ausgeglichen werden
müsse.

Nach einer Entscheidung des Sozialge-
richts Lüneburg ist das sogenannte Krankenhaus-Not-
opfer von 20 Mark rechtmäûig. Es handele sich dabei
nicht um eine Spende, über die der Versicherte selbst
entscheiden könne, sondern um einen Beitrag. Die ge-
setzliche Regelung verstoûe nicht gegen das Grundge-
setz.

Obwohl die Zahl der registrierten Arbeits-
losen nach wie vor um die vier Millionen liegt, steigt die
Zahl der Überstunden. In diesem Jahr rechnet das Insti-
tut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundes-
anstalt für Arbeit mit rund 1,85 Milliarden. Rein rechne-
risch leistet damit jeder Arbeitnehmer fast 62 Überstun-
den. Das sind zwei mehr als 1997.

+++ Tarif-Telegramm +++

NRW ändert
Zuständigkeit
der OFD'en

Auch in Nordrhein-Westfa-
len hat es Veränderungen
gegeben. Der Finanzmini-
ster hat zum 1. September
1998 die Landesaufga-
ben der Oberfinanzdirektion
Köln auf die Oberfinanzdi-
rektion Düsseldorf übertra-
gen. Damit ist die OFD Köln
± für den Landesbereich ±
formal aufgelöst. Der DSTG-
Landesverband konnte ei-
nen beachtlichen Teilerfolg
erzielen. Auf seine Initiative
hat sich der Finanzminister
bereit erklärt, die Besitz-
und Verkehrsteuerabteilung
der Oberfinanzdirektion Köln

als selbständige Landesab-
teilung zu erhalten. Sie
wird weiter vom bisherigen
Finanzpräsidenten (Steuer)
der Oberfinanzdirektion Köln
geleitet unter der Dienstauf-
sicht des Oberfinanzpräsi-
denten in Düsseldorf. ¹Die
Servicefunktionen der Ober-
finanzdirektion Köln im
fachlichen, organisatorischen
und personellen Bereich
können somit faktisch un-
verändert fortgeführt wer-
denª, so der DSTG-Landes-
verband Nordrhein-Westfa-
len.

Auch die Organisations-
struktur der DSTG bleibt
daher unverändert. Der Be-
zirksverband Köln bleibt als
eigenständiger Bezirksver-
band erhalten und weiterhin
Mitglied der DSTG-Bund.
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Bezirksverband
Baden: Karlsruhe
mit Freiburg
zusammen

Die Bezirksverbände Frei-
burg und Karlsruhe haben
sich zu einem neuen Be-
zirksverband Baden zusam-
mengeschlossen. Die Grün-
dungsversammlung fand am
23. September 1998 im Tor-
bogensaal des Schloûes
Karlsruhe statt in Anwesen-
heit des Bundesvorsitzen-
den Dieter Ondracek. Zum
Gründungsvorsitzenden wur-
de Kollege Markus Scholl
(bisher Bezirksverband Karls-
ruhe), zum ersten stellver-
tretenden Vorsitzenden Kol-
lege Gerd Huber (bisher Be-
zirksverband Freiburg) ge-
wählt. Die beiden Bezirks-
verbände haben damit aus
der Neuorganisation der ba-
dischen Oberfinanzdirektio-
nen die Konsequenzen ge-
zogen. Die Oberfinanzdirek-
tion Freiburg war mit Ablauf
des 31. Juli 1998 aufgelöst
worden (wir berichteten dar-
über!). Ihre Aufgaben hat
am 1. August 1998 die Ober-
finanzdirektion Karlsruhe
übernommen. Die Oberfi-

nanzdirektion Karlsruhe um-
faût ab diesem Zeitpunkt die
Regierungsbezirke Freiburg
und Karlsruhe. In Freiburg
wird eine Auûenstelle der
OFD Karlsruhe mit der Zoll-
und Verbrauchsteuerabtei-
lung, der Bundesvermö-
gensabteilung und der Lan-
desvermögens- und Bauab-
teilung sowie Teilen des DV-
Bereichs der Besitz- und
Verkehrsteuerabteilung ein-
gerichtet. Im übrigen ist die
Besitz- und Verkehrsteuer-
abteilung nach Karlsruhe
verlegt worden. Der Dienst-
ort bleibt jedoch bis auf wei-
teres Freiburg. Die Um-
strukturierung soll inner-
halb eines Zeitraumes von
fünf Jahren ¹sozialverträg-
lich abgeschlossen wer-
denª.

Finanzer stolperten
in Bonn nicht
über Umzugskisten

Ortsverband Frankfurt III
besuchte Bundeskanzler-
amt

Mit 50 Finanzern vom Orts-
verband Frankfurt III star-

tete der Bus am 5. Oktober
dieses Jahres zu einer Infor-
mationsfahrt nach Bonn.

Pünktlich um 10.15 Uhr fand
der Zählappell des Bundes-
grenzschutzes am Haupt-
eingang des Kanzleramtes
statt: es muûte keiner sei-
nen Personalausweis zei-
gen, aber laut und vernehm-
lich bei Aufruf seines Na-
mens antworten.

Vorbei an der (aus dem Fern-
sehen) bekannten Skulptur
¹Large Two Formsª von
Henry Moore ging es in den
Kanzlerbau, wo u.a. der Ka-
binettsaal besichtigt wurde.

Das Palais Schaumburg mit
dem Arbeitszimmer von
Konrad Adenauer war die
nächste Station.

Ob Bundeskanzler Kohl aus
dem Kanzlerbungalow hin-
ter unserer groûen Gruppe
hergeschaut hat, lieû sich
nicht feststellen. Aber: über
Umzugskisten ist keiner ge-
stolpert und der zukünftige
Kanzler Schröder wurde
auch nicht gesichtet.

In unserem DSTG-Haus
stärkten wir uns mit einem
kleinen Imbiû. Zwei Stun-
den dauerte der aktuelle
Lagebericht und die Diskus-

sion mit dem Bundesvorsit-
zenden Dieter Ondracek.

Im Gasthaus ¹Zur Eisen-
bahnª in Limburg wurde die
Schluûrast eingelegt und im
Frankfurter Hauptbahnhof
sah man einige Kollegen ge-
meinsam auf die Züge war-
ten.

Fazit: Es war ein sehr infor-
mativer Tag ± auf dem Bon-
ner Parkett und im Umgang
mit den Kolleginnen und
Kollegen. Unser Delega-
tionsleiter Andreas Berka

hatte für den verhinderten
Ortsverbandsvorsitzenden
Harald Hofmann die Sache
fest im Griff.

Und wenn das Bundeskanz-
leramt erst einmal in Berlin
ist ¼

Anzeigen
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DSTG lud
Steuerfahnder ein

D ie DSTG hatte ihre
Mitglieder aus der
Steuerfahndung zu

einem Seminar nach Kö-
nigswinter-Thomasberg ge-
laden. Die Resonanz war so
groû, daû nicht alle Teilneh-
merwünsche berücksichtigt
werden konnten.

45 Steuerfahnderinnen und
Steuerfahnder hörten schlieû-
lich die für sie interessanten
Vorträge und beteiligten
sich engagiert an der Dis-
kussion. Kollege Winfried
Hegemann aus dem Steufa-
Referat des Finanzministe-
riums NRW sprach über die
Probleme der Steuerfahn-
dung, über die Arbeitslage
und über die Maûnahmen
zur Bewältigung der Ar-
beitsflut. Es wurde deutlich,
daû politisch kaum Chancen
bestehen, die Fahndung so
zu verstärken, daû sie jedem
Anfangsverdacht nachge-
hen könnte. Die Verwaltung
ist daher gehalten, alle Ra-
tionalisierungsmöglichkei-
ten auszuschöpfen und die
Fälle auszuwählen. Auch
wenn für Offizialdelikte Ver-
folgungszwang bestehe, be-
stimmen die personellen Ka-
pazitäten den Ermittlungs-
umfang. Dennoch habe ge-
rade das Land Nordrhein-
Westfalen in den letzten
Jahren viel getan und die
Steuerfahndung personell
aufgestockt.

In einem weiteren Seminar-
teil befaûte sich der Steufa-
Sachgebietsleiter Dr. Oliver
Löwe-Krahl mit Erkenntnis-
sen aus den Ermittlungen
bei den Banken. In einer
lebhaften Diskussion wurde
das oft zweifelhafte Verhal-
ten der Banken besprochen,
die verschiedenen Abwehr-
taktiken erörtert und die oft
schwierigen und langwieri-
gen Ermittlungsarbeiten dar-
gestellt.

Probleme aus der täglichen
Arbeit eines Steuerfahnders
trugen die Fahndungskolle-
gen Rainer Lessner und
Thomas Borowski vor. Sie

sprachen dabei die Problem-
felder Vorfeldermittlungen,
Verdachtsprüfungen, Auf-
deckung unbekannter Steu-
erfälle, die Probleme bei der
Durchführung von Durch-
suchungsmaûnahmen und
die gesetzlichen Grenzen
des steuerstrafrechtlichen Er-
mittlungsverfahrens an. Aus
einer Reihe von praktischen
Beispielen wurden neue
Hinterziehungsmethoden,
Beispiele des Versteckens
und Verschleierns sowie
Probleme der Zuordnung
bei den ¹Tafelgeschäftenª
angesprochen und disku-
tiert. Aufgezeigt wurden
auch gesetzliche Schwach-
stellen sowie die Uneinheit-
lichkeit der Zinsbesteue-
rung in Europa, Probleme
mit dem Wegfall der Vermö-
gensteuer, die Forderung
nach einer Amnestie für Ka-
pitalflüchtlinge und die teil-
weise öffentliche Verun-
glimpfung der Steuerfahn-
dung erörtert. Als Ergebnis
wurden eine Reihe von An-
regungen an den Gesetzge-
ber erarbeitet, die der neuen
Bundesregierung durch die
DSTG präsentiert werden.

Die drei Seminartage waren
für die Teilnehmer frucht-

bringend und interessant.
Eine Fortsetzung im näch-
sten Jahr wurde durch
den DSTG-Bundesvorsitzen-
den Dieter Ondracek zuge-
sagt.

Tauschecke

StI'in aus Hessen (OFD
Frankfurt/Main ± FA Frank-
furt) sucht Tauschpartner/in
aus Thüringen (OFD Erfurt ±
FA Erfurt, Gotha, Weimar,
Eisenach).

StOI'in aus NRW (OFD Köln)
sucht dringend Tauschpart-
ner/in aus Baden-Württem-
berg (OFD Stuttgart o. OFD
Karlsruhe ± F¾ Mühlacker,
Pforzheim u. Umgebung).

StOS aus Nordrhein-Westfa-
len (OFD Düsseldorf, FA
Wuppertal) sucht Tausch-
partner/in aus dem Bereich
der OFD Erfurt (FA Gotha,
Erfurt o. Weimar).

StS'in aus NRW (FA in Düs-
seldorf) sucht zum nächst-
möglichen Termin Tausch-
partner/in aus den Finanz-
ämtern Köln-Ost, Köln-
Mitte, Köln-Süd, Köln-Nord
oder Köln-Altstadt.

StOS'in aus Nordrhein-
Westfalen (OFD Düsseldorf)
sucht Tauschpartner/in aus
dem Bereich der OFDen
Stuttgart oder Freiburg.

Geyer warnt vor Kürzung der
Beamtenversorgung

Beim DBB ist die Forderung des SPD-Sozialexperten
Rudolf Dreûler nach einer Neuregelung der Beamtenver-
sorgung auf scharfen Protest gestoûen. Im Sender ¹Berlin
Aktuellª wies der DBB-Chef Erhard Geyer weitere Ein-
schnitte in die Beamtenversorgung mit dem Hinweis auf
die mit dem Versorgungsreformgesetz vorgenommenen
Kürzungen von 65 Milliarden bis 2013 zurück.

Dreûler hatte in einem Interview mit der ¹Leipziger Volks-
zeitungª die Finanzprobleme der Beamtenversorgung als
ungleich gravierender bezeichnet als die der gesetzlichen
Rentenversicherung. Dreûler hatte eine langfristige Kor-
rektur der Beamtenversorgung ¹nach untenª gefordert.

Der DBB stellt dazu fest, daû die alte Bundesregierung
einem gesetzlichem Auftrag zufolge erst 1996 einen Ver-
sorgungsbericht vorgelegt hat, dessen Ergebnisse zu ent-
sprechenden Konsequenzen und Einschnitten sowohl mit
dem Dienstrechtsreformgesetz 1997 als auch mit dem Be-
amtenversorgungsgesetz geführt haben. Beide Gesetze
führen zu Entlastungen der öffentlichen Haushalte in
mehrfacher Milliardenhöhe, die über das Jahr 2008 hinaus
wirken und die Beamtenversorgung langfristig u. a. durch
Bildung einer Versorgungsrücklage sicherstellen. Berück-
sichtigt wurde dabei auch die Rentenreform.

Der Bundesfinanzhof in München
sucht zwei Steuer(ober)inspektoren/innen
zur Verwendung in der Verwaltungsabteilung bzw. in
der Dokumentationsstelle.

Die Stellenausschreibung richtet sich an überdurch-
schnittlich qualifizierte Beamte mit mehrjähriger Be-
rufserfahrung, möglichst in der Veranlagung, Be-
triebsprüfung oder Rechtsbehelfsstelle; Alter bis etwa
30 Jahre.

Ein Amt der BesGr. A 12 kann bei entsprechender
Leistung auch kurzfristig erreicht werden. Es wird
eine Stellenzulage in Höhe von 355,06 DM für den
Dienst bei obersten Bundesgerichten gezahlt.

Bewerbungen von Schwerbehinderten werden bevor-
zugt berücksichtigt.

Bei der Wohnungsbeschaffung sind wir behilflich.

Bewerbungen werden bis zum 15. Dezember 1998
an den Bundesfinanzhof, Ismaninger Straûe 109,
81675 München, erbeten.

Persönliche Vorstellung nur nach Verein-
barung; telefonische Auskunft unter der
Rufnummer 0 89/92 31-2 15 oder -2 68.
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E in besonderer Dreh-
und Angelpunkt für
die europäische Inte-

gration ist die Steuerpolitik
und ihre Umsetzung durch
leistungsfähige europäische
Steuerverwaltungen. Die Be-
steuerung ist ein wichtiges
Fundament der sozialen Ge-
rechtigkeit und der Baustein
für ein ¹soziales Europaª.
Dies ist der Kern der Be-
schlüsse des Komitees der
Union des Finanzpersonals
in Europa (UFE), dessen
38. Tagung am 21. und
22. September 1998 in
Luxemburg-Kirchberg statt-
fand.

Glanzvoller Auftakt und Hö-
hepunkt war die öffentliche
Kundgebung unter promi-
nenter Beteiligung. Der Pre-
mierminister des Groûher-
zogtums Luxemburg, Jean-
Claude Juncker, die Bürger-
meisterin der Stadt Luxem-
burg Lydie Polfer sowie der
Generaldirektor der Gene-
raldirektion 21 bei der Euro-
päischen Kommission (zu-
ständig für Steuern und die
Zollunion) Michel Vanden
Abeele, unterrichteten die
Delegierten und Gäste über
den wachsenden europäi-
schen Integrationsprozeû,
der mit der Einführung des
Euro zum 1. Januar 1999 erst
seinen vorläufigen Höhe-
punkt erreichen wird.

UFE-Präsident Joseph
Schaack bezeichnete in sei-
ner Eröffnungsrede die Fi-
nanzverwaltungen (Steuer-
und Zollverwaltungen) in
Europa als Gestaltungsfak-
tor sozialer Gerechtigkeit.
Nicht nur die Finanzgesetze
müûten gerecht sein, son-
dern auch ihre Umsetzung.
Er verwies auf das Prinzip
der Gleichheit vor der Steu-
er. Dieses Prinzip sei in Eu-
ropa nicht gewährleistet,
weil die Finanzverwaltun-
gen ihre Kontrollfunktionen
nicht mehr wahrnehmen
könnten. Davon profitierten
die Steuerkriminellen, de-
ren Erträge durch die notlei-

denden Finanzverwaltun-
gen dynamisch wüchsen.
Die Opfer dieser alarmieren-
den Entwicklung seien die
ehrlichen und pünktlichen
Steuerzahler in Europa, die
durch die wachsende Steu-
erkriminalität und Schatten-
wirtschaft mit Steuern und
Abgaben belastet seien.

Auch der europäische Bin-
nenmarkt gebe der Steuer-
kriminalität einen weiteren
Auftrieb. Ursächlich hierfür
sei das komplizierte Bestim-
mungslandprinzip, das Be-
trügereien in allen Facetten
Tür und Tor öffne. Mit Nach-
druck forderte Schaack die
Rückkehr zum Ursprungs-
landprinzip als ein wesent-
licher Beitrag zur Bekämp-
fung der Steuer- und Wirt-
schaftskriminalität.

Premierminister Jean-Claude
Juncker hob in seinem
Gruûwort hervor, daû durch
die europäische Wirtschafts-
und Währungsunion zum
1. Januar 1999 eine stärkere
Annäherung der Steuersy-
steme notwendig sei. Nur so
könnten Wettbewerbsver-
zerrungen vermieden und
einem ruinösen Steuerdum-
ping entgegengewirkt wer-
den.

Nachdrücklich wies Juncker
die Kritik zurück, Luxem-
burg sei eine Steueroase.
Dies werde insbesondere in
den Staaten vorgebracht,
die sich selbst versteckten,
als von luxemburgischer
Seite konkrete Harmoni-
sierungsvorschläge für alle
Steuerbereiche auf den
Tisch gelegt worden seien.

Generaldirektor Vanden
Abeele verwies auf die
Grenzen der europäischen
Steuerharmonisierung. Im
Bereich der direkten Steu-
ern bleibe die Steuerpolitik
im Kernbereich eine natio-
nale Aufgabe (Prinzip der
Subsidiarität).

Die Bürgermeisterin der
Stadt Luxemburg erinnerte
daran, daû das Groûherzog-
tum Ausgangspunkt für die
europäische Einigung ge-
wesen sei und seine Verwal-
tung sich ganz in den Dienst
eines geeinten Europas ge-
stellt habe.

Die Lage der Steuerverwal-
tung in Europa war Gegen-
stand einer umfassenden
Diskussion in der Arbeitsta-
gung, die in einem Grund-
satzbeschluû des Komitees
einmündete als Grundlage
für die aktuelle steuerpoliti-

sche Arbeit in Europa, als
Grundlage für die Gesprä-
che mit Kommission, Euro-
päischen Parlament sowie
dem Wirtschafts- und So-
zialausschuû.

Hart kritisiert wurden die
Vollzugsdefizite in den euro-
päischen Steuerverwaltun-
gen, die nicht in der Lage
seien, die vorhandenen
Steuerquellen zu erschlie-
ûen.

Alarmierend sei das Volu-
men der Schattenwirtschaft
in Europa. Alljährlich ent-
ständen Steuerausfälle in
Höhe von mindestens 300
Milliarden Ecu.

Hart ins Gericht gingen die
Delegierten mit dem Steuer-
dumping. Steuerdumping
blockiere die soziale Ge-
rechtigkeit: Briefkastenfir-
men seien mobil, Arbeitneh-
mer mit ihren sozialen Bin-
dungen weniger. Dadurch
werde die Steuerlast in Eu-
ropa und in der Welt immer
stärker auf die Arbeit verla-
gert. Dies führe zu ei-
ner ¹Zwei-Klassen-Gesell-
schaftª. Der soziale Friede
gerate unter Druck.

Nachdem die Vizepräsiden-
ten Erling Andersen (Däne-
mark) und Alan Maloney
(Groûbritannien) ihre ¾mter
zur Verfügung gestellt hat-
ten, weil sie andere Aufga-
ben zu übernehmen hatten,
war eine Nachwahl erforder-
lich. Mit überzeugenden
Mehrheiten wurden zu Vi-
zepräsidenten gewählt die
Kollegen Mike Duggan
(Groûbritannien) und Jorn
Rise Andersen (Dänemark).

Die UFE ist die europäische
Dachorganisation der Deut-
schen Steuer-Gewerkschaft.
Sie ist die einzige Fachge-
werkschaft der Beschäftig-
ten der Finanzverwaltungen
(Steuer- und Zollverwaltun-
gen) in Europa mit 36 Mit-
gliedsverbänden in 15 euro-
päischen Staaten. Präsident
der UFE ist der Luxembur-
ger Joseph Schaack, Mit-
glied des Präsidiums der
DSTG-Bundesvorsitzende
Dieter Ondracek, General-
sekretär Bundesgeschäfts-
führer Dr. Paul Courth.

Steuern sind Treibsatz
für europäische Integration

v. l.n. r.: Präsidiumsmitglied Dieter Ondracek,
Bürgermeisterin Lydie Polfer, Premierminister

Jean-Claude Juncker, UFE-Präsident Joseph Schaack,
EU-Generaldirektor Michel Vanden Abeele
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Der steuerstrafrechtliche
Hintergrund

Einem niedersächsischen
Finanzamt wurde im Sep-
tember 1983 bekannt, daû
ein Unternehmer ein land-
und forstwirtschaftliches An-
wesen mit Aufwendungen
in zweistelliger Millionen-
höhe erworben, renoviert
und umgebaut hatte, ohne
dazu ± nach seinen Steuer-
akten ± finanziell in der Lage
gewesen zu sein.

Im Rahmen der Steuerver-
anlagung für dieses Jahr for-
derte es Mitte 1985 daher
u. a. eine Erläuterung zur Fi-
nanzierung des Kaufpreises
sowie der Renovierungs-
und Umbaumaûnahmen an.

Der Unternehmer legte dar-
aufhin im September 1985
eine Sachverhaltsdarstel-
lung vor, nach der er ein En-
de des Jahres 1980 für 2 Mil-
lionen DM erworbenes, au-
ûergewöhnliches Bibelex-
emplar ± eine ¹Cranach-Bi-
belª ± im Sommer des Jahres
1983 für einen Verkaufspreis
von 14 Millionen DM ± also
mit einem Gewinn von
12 Millionen DM ± in der
Schweiz verkauft haben
wollte. Ergänzt wurde diese
Darstellung durch einige
Bilder der Luther-Bibel.

Der Vorsteher des Finanz-
amts wandte sich umgehend
mit diesen Unterlagen an ei-
nen leitenden Mitarbeiter
der Herzog August Biblio-
thek in Wolfenbüttel und bat
ihn u. a., eine Werteinschät-
zung der Luther-Bibel abzu-
geben. Schon aus der hierzu
ergangenen unverbindlichen
Meinungsäuûerung ging her-
vor, daû die Wertangaben,
die der Unternehmer ge-
macht hatte, mehr als zwei-
felhaft waren.

Die Vorgänge wurden dann
im September 1985 der zu-

ständigen Steuerfahndung
zugeleitet. Man entschied
im Einvernehmen mit dem
Finanzamt und anderen Prü-
fungsdienststellen der nie-
dersächsischen Finanzver-
waltung, zunächst im Rah-
men einer Auûenprüfung
die steuerlichen Verhält-
nisse des Unternehmers zu
überprüfen.

Bei Prüfungsbeginn im Ok-
tober 1986 brachte der Un-
ternehmer die Bestätigung
eines Schweizer Rechtsan-
walts, der bereits seit An-
fang der 70er Jahre in den
Geschäftsbeziehungen des
Unternehmers ± insbeson-
dere bei der Weiterleitung
von Schmiergeldern aus Rü-
stungsgeschäften ins Aus-
land ± eine undurchsichtige
Rolle spielte, über den
Verkauf der Luther-Bibel
bei.

Auûerdem stellte der Unter-
nehmer Kontoauszüge ei-
nes Nummernkontos bei ei-
nem Schweizer Bankinstitut,
über welches das Bibelge-
schäft abgewickelt worden
sein sollte, sowie Literatur-
hinweise zur Herkunft der
Luther-Bibel zur Verfügung.
Darunter befand sich auch
die Fotokopie einer eng-
lischsprachigen Beschrei-
bung der Luther-Bibel samt
einer sich ± nach einem grö-
ûeren Absatz ± anschlieûen-
den Darstellung u. a. histori-
scher Hintergründe, aus der
z. B. hervorging, daû es sich
um eine auf Pergament ge-
druckte Prachtbibel, eine so-
genannte ¹Präsentationsbi-
belª handelte.

Zweifel an der Sachverhalts-
darstellung des Unterneh-
mers ergaben sich insbe-
sondere dadurch, daû er den
Erwerb der Luther-Bibel
nicht schlüssig ± beispiels-
weise anhand von Konto-
auszügen seiner betriebli-
chen oder privaten Bank-

verbindungen ± darstellen
konnte und der Verkauf erst
nach Abschluû des notariell
beurkundeten Kaufvertrags
für das land- und forstwirt-
schaftliche Anwesen erfolgt
sein sollte.

Diese ± insbesondere im Zu-
sammenhang mit den gelei-
steten Schmiergeldzahlun-
gen in dreistelliger Millio-
nenhöhe, bei denen der Ver-
dacht bestand, daû sie zu ei-
nem nicht unerheblichen
Teil durch den Unternehmer
vorgetäuscht und die ge-
zahlten Beträge tatsächlich
an ihn selbst zurückgeflos-
sen waren und das behaup-
tete Bibelgeschäft daher der
Schwarzgeldwäsche dienen
sollte ± zu Tage getretenen
Ungereimheiten und Wider-
sprüche waren u. a. Anlaû,
im Februar 1988 gegen
ihn ein Ermittlungsverfah-
ren wegen des Verdachts
der Steuerhinterziehung ein-
zuleiten und u. a. Durchsu-
chungs- und Bankbeschlag-
nahmebeschlüsse gegen ihn
zu erwirken.

Die Identifizierung
und das Auffinden

Noch vor Durchführung
der ersten strafprozessualen
Maûnahmen fand im März
1988 auf Vermittlung des
Leiters der Landesbiblio-
thek Oldenburg eine Be-
sprechung mit dem Leiter
der Herzog August Biblio-
thek in Wolfenbüttel statt, in
deren Verlauf er die Her-
kunft einiger der von
dem Unternehmer einge-
reichten Literaturhinweise
zur Luther-Bibel identifizie-
ren konnte.

Im übrigen vertrat auch er
zu den angeblich geleisteten
An- und Verkaufspreisen
der Luther-Bibel die An-
sicht, daû diese ¹maûlos
überzogen und unreali-

stischª seien. Es sei jedoch
nicht auszuschlieûen, daû
ein in diesen Dingen unbe-
wanderter Geldanleger für
einen solchen Bibelband
eine Million DM bezahlen
würde. Er halte es aber für
ausgeschlossen, daû hierfür
ein Verkaufserlös von 14 Mil-
lionen DM erzielt worden
sei.

Im Rahmen der weiteren Er-
mittlungen im April 1988
wurde ein niedersächsischer
Antiquar als Zeuge in
dem steuerstrafrechtlichen
Ermittlungsverfahren ver-
nommen.

Dabei führte er aus, die Lu-
ther-Bibel Anfang des Jah-
res 1980 von einer jüdischen
Familie zu einem Kaufpreis
von 2 400 000,± DM angebo-
ten bekommen zu haben.
Dieser Kaufpreis bringe je-
doch den wirklichen Wert
des Objektes nicht zum Aus-
druck, er liege vielmehr
weitaus höher.

In seiner Zeugenverneh-
mung benannte der nieder-
sächsische Antiquar als wei-
teren Zeugen auch den Lei-
ter der Kunstsammlungen
der Veste Coburg, dem er
Anfang des Jahres 1981 auf
Vermittlung des niedersäch-
sischen Museumsleiters die
Luther-Bibel gezeigt haben
wollte.

Dieser bestätigte dessen An-
gaben und vermittelte der
Steuerfahndung ein Ge-
spräch mit dem Privatbiblio-
thekar eines der bedeutend-
sten, in der Nähe von Co-
burg lebenden bibliophilen
Sammler der Welt, dessen
Bekanntschaft sich in der
Folge als wahrer Glücksfall
für die weiteren Ermittlun-
gen zur Identifizierung und
zum Auffinden der ¹Cra-
nach-Bibelª erwies.

Fortsetzung folgt

Ungewöhnliche Rekonstruktionen der Steuerfahndung

Der Weg der Luther-Bibel von 1541
(¹Cranach-Bibelª) nach dem Zweiten Weltkrieg
von Jürgen Fischer

Teil 1
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N icht zu beneiden
waren die Orga-
nisatoren des 23.

Deutschlandturniers der Fi-
nanzämter vom 17.±19.Sep-
tember 1998 in Heidelberg
bei ihren Vorbereitungen:
Strömender Regen machte
sämtliche Arbeiten zu einer
körperlichen und morali-
schen Herausforderung. Das
Festzelt, in dem neben dem
Sportlerball auch die täg-
liche Verpflegung der rund
750 Teilnehmer erfolgen
sollte, wurde wenige Tage
vor dem Turnier von einigen
Unentwegten in Eigenlei-
stung aufgebaut, während
sie knöcheltief auf einer
schlammigen Wiese wate-
ten.

Bei der Anreise der Aktiven,
Betreuer und Schlachten-
bummler zu dem Turnier der
Deutschen Finanzsporthilfe
hatte Petrus immer noch
kein Einsehen, auch wenn
der Regen nicht mehr ganz
so heftig fiel. Erst zur Eröff-
nungsfeier am Freitagmor-
gen muûten die mitgeführ-
ten Regenschirme nicht
mehr aufgespannt werden ±
und dieses gute Zeichen
setzte sich immer weiter fort:
Am Schluûtag schien sogar
die Sonne.

Die sportlichen Wettkämpfe
konnten so unter einwand-
freien Bedingungen durch-
geführt werden. Darüber
zeigten sich in ihren Gruû-
worten bei der Eröffnung
neben dem DSTG-Bundes-
vorsitzenden, Dieter Ondra-
cek, auch Finanzstaatsse-
kretär Wolfgang Rückert er-
freut, der darüber hinaus
den hohen Stellenwert des
Sports in der Baden-Würt-
tembergischen Landesver-
waltung hervorhob. DFSH-
Vorsitzender Richard Huber
gab danach, unterstützt vom
Vorsitzenden des BV Karls-
ruhe, Markus Scholl, die
Wettkämpfe frei.

Der Kernbereich des Tur-
niers, das Fuûballturnier,
wurde wie in den Vorjahren
von einer Mannschaft be-
herrscht. Die Elf vom Fi-
nanzamt Essen-Ost legte im
Auftaktspiel mit einem glat-
ten 4 : 0-Sieg gegen Bremen
den Grundstein für die
späteren siegreichen Vor-
rundenspiele gegen Berlin
(3 : 0),Potsdam (6 : 0) und
Saarbrücken (3 : 0). Damit
gelang ein ungefährdeter
Gruppensieg, der in den
übrigen Gruppen weitaus
umkämpfter war.

In der ausgeglichenen und
spielerisch gut besetzten
Gruppe C setzten sich Heil-
bronn und Neuwied erst
nach zähem Ringen gegen
den Vorjahreszweiten Hamm
und Waldshut-Tiengen durch.
Auch die Elf aus Chemnitz
zeigte, daû die Vorjahresan-
sätze weiter gesteigert wer-
den konnten. In Gruppe B
hatte sie im letzten Vorrun-
denspiel gegen München-
Körperschaften selbst noch
die Chance auf den Grup-
pensieg. Mit dem folgenden
0 : 0 qualifizierte sich aber
München knapp vor Verden
für die Endrunde, während
Chemnitz nur die Teilnahme
an der Trostrunde blieb.

Der Samstag wurde mit den
Viertelfinalspielen zum Tag
der Entscheidung. Während
sich Essen-Ost (2 : 0 gegen
Verden) und München-Kör-
perschaften (1 : 0 gegen
Saarbrücken) in der regulä-
ren Spielzeit durchsetzten,
brachte in den beiden ande-
ren Partien erst das Elfme-
terschieûen die Entschei-
dung. Das Halbfinale er-
reichten so glücklich Darm-
stadt (gegen Neuwied) und
Heilbronn (gegen Aachen).

Im Halbfinale gewann Es-
sen-Ost glatt mit 3 : 0 gegen
München, während Heil-
bronn gegen Darmstadt
knapp mit 1 : 0 die Nase
vorn behielt. Auch im Finale
konnte die Essener Erfolgs-
serie (Gesamttorverhältnis

23 : 0) nicht gestoppt wer-
den, Heilbronn muûte sich
mit 2 : 0 geschlagen geben.
Das Spiel um den dritten
Platz entschied München
überraschend mit 1 : 0 für
sich und überlieû Darmstadt
damit ¹nurª die Kupferme-
daillen. Damit gelang Essen
der neunte Turniersieg in-
nerhalb der letzten zehn
Jahre.

In diesem hohen sportlichen
Rahmen versuchten sich in
einem Einlagespiel auch
zwei Prominentenmann-
schaften auf dem grünen Ra-
sen. Eine Mannschaft aus
Politikern und Steuerbera-
tern der Region wurde aktiv
von den Finanzamtsvorste-
hern Dr. Carl Gerber (Hei-
delberg), Ernst Franken-
bach (Walldürn) und An-
selm Schmidt (Mannheim/
Neckarstadt) angeführt, wäh-
rend auf der anderen Seite
etliche DSTG- und DFSH-
Funktionäre zeigten, daû
man vom Sport nicht nur
theoretisch etwas versteht.
Das Endergebnis von 2 : 2
stellte alle Seiten zufrieden.

Auch für die weiteren Sport-
arten, in denen ebenfalls ho-
hes Niveau geboten wurde,
nahmen nach zwei anstren-
genden Tagen Dr. Carl Ger-
ber und Dieter Ondracek am
Samstagnachmittag die Sie-
gerehrung vor. Aus ihrer
Hand erhielten die verdien-
ten Pokale in den Diszipli-
nen:

Finanzamt Essen-Ost
gewinnt zum 9. Mal
das Fuûballturnier

Konnte über lange Spielzeit den Essenern Paroli bieten:
die starke Fuûballelf des Finanzamtes Heilbronn.

Sportkamerad Christoph Böckmann nimmt aus den Händen
von Dr. Carl Gerber den Pokal zum Sieg des Fuûballturniers

für seine Essener Mannschaft in Empfang.
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Tischtennis (Mannschaft):
FSG Düsseldorf (Damen)
und Neuss I (Herren)

Tischtennis (Einzel): Monika
Huûmann (BV Düsseldorf)
und Bernd Schiller (LV Ham-
burg)

Tennis: Anja Ruû und Georg
Laus (beide BV Düsseldorf)

Schach: BV Karlsruhe und
Hajo Vatter (Einzel, BV
Karlsruhe)

Kegeln (Mannschaft): FA
Darmstadt (Herren) und
OFD Freiburg (Damen)

Kegeln (Einzel): Beatrix
Schmerbach und Roland
Hilberer (beide Freiburg)

Für das Organisationsteam
um die Kollegen Werner
Böhm und Robert Lorenz
bedeutete die Siegerehrung
einen glücklichen Schluû-
punkt nach monatelanger
intensiver Vorbereitungsar-
beit unter erheblicher Streû-
belastung. Die Sportlerin-
nen und Sportler brachten
mehrfach lautstark ihren
Dank für den freundlichen
Empfang und der guten Be-
wirtung zum Ausdruck.

Fuûball

1. FA Essen-Ost
2. FA Heilbronn
3. FA München-Körper-

schaften
4. FA Darmstadt

Tennis ± Damen

1. Anja Russ
2. Susanne Kaczmarek
3. Ulrike Lehberger
4. Ute Baschab

Tennis ± Herren

1. Georg Laus
2. Jürgen Glotzbücher
3. Klaus Jensen
4. Frank Jansen

Tischtennis ±
Mannschaft ± Damen

1. FSG Düsseldorf
2. OFD Karlsruhe
3. OFD Saarbrücken
4. OFD Koblenz

Tischtennis ±
Mannschaft ± Herren

1. FA Neuss I
2. OFD Frankfurt
3. FA Geilenkirchen
4. OFD Karlsruhe

Tischtennis ±
Einzel ± Damen

1. Monika Hussmann
2. Melanie Heinrich
3. Wibke Grützmacher
4. Ria Johann

Tischtennis ±
Einzel ± Herren

1. Bernd Schiller
2. Oliver Bohländer
3. Jörg Ingmanns
4. Ralf Neul

Schach ± Einzel

1. Hans-Joachim Vatter
2. Ralf Schöne
3. Ralf Kleeschätzky
4. Peter Stippekohl

Schach ± Mannschaft

OFD Karlsruhe
OFD Berlin I
OFD Köln II
OFD Cottbus

Kegeln ±
Mannschaft ± Damen

1. OFD Freiburg
2. FA Nürtingen-Tuttlingen
3. FA Offenburg
4. FA Fürstenfeldbruck

Kegeln ±
Einzel ± Damen

1. Beatrix Schmerbach
2. Katja Gross
3. Renate Klippert
4. Hannelore Kappel

Kegeln ±
Mannschaft ± Herren

1. FA Darmstadt
2. OFD Freiburg
3. OFD Karlsruhe
4. FA Kassel-Spohrstr.

Kegeln ±
Einzel ± Herren

1. Roland Hilberer
2. Hans-Joachim Bross
3. Torsten Stein
4. Walter Justin

Bernd Schiller aus Hamburg (links im Bild) konnte einmal
mehr ± nach 1994, 1995 und 1997 ± das Tischtennisturnier im
Rahmen des Deutschlandturniers der Finanzämter für sich
entscheiden. Pokal und Urkunde überreichen der Vorsteher

des Finanzamtes Heidelberg, Dr. Carl Gerber, und der
DSTG-Bundesvorsitzende Dieter Ondracek.

Die siegreiche Fuûballmannschaft von Essen-Ost konnte
den 9. Turniersieg erringen.

DSTG im Internet
stark gefragt

Seit dem 23. März 1998 ist
die Deutsche Steuer-Ge-
werkschaft im Internet prä-
sent. Daû dieser Schritt in
ein neues Zeitalter des In-
formationsangebotes rich-
tig ist, bestätigt die Aus-
wertung einer ersten
vorliegenden sog. www
(world wide web) ± Stati-
stik für die Monate Juni bis
August 1998. So wurden
im Juni 2 327 Zugriffe, im
Juli 3 205 und im August
2 607 auf das DSTG-Pro-
gramm, das laufend aktua-
lisiert wird, registriert. Da-
bei waren ± verständlicher-
weise ± überwiegend Inter-
net-Besucher aus Deutsch-
land vertreten, aber es
gab auch Abfragen aus
Österreich, Groûbritan-
nien, USA, Kanada, Däne-
mark, Schweden, Finn-
land, Spanien, Belgien und
der Schweiz.

Unsere Adresse
http://www.dstg.de.

Über ein sog. Link ist die
DSTG auch mit dem DBB-
Internetprogramm (http://
www.dstg.dbb.de) verbun-
den bzw. umgekehrt
über die DBB-Internetseite
(http://www.dbb.de) zu er-
reichen.
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